
I m N a m e n d e s V o l k e s

Aktenzeichen:

g_gy__go;58 . In Sachen

der Tiefbau—Berufsgenossenschaft, München 19,
Romanstraße 35/577

Beklagten und Revisionsklägerin9

— Prozeßhevollmächtigter:

Verkündet

am 60 April 1960

.
' gegen

Reg° Obersekretär
}SChriftführer f-————————;—«—-„‚ ‘ „ _ .,

Kläger und Revisionsbeklagten,

— Prozeßbevollmächtigter:

hat der 20 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 60 April 19609 an der

mitgewirkt haben
‘

Senatspräsident B r a c k m a n n
als Vorsitzender9

Bundesrichter D e m i a n i und

Bundesrichter H u n g e r
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter K n i e p m e y e r und

Bundessczialrichter L i e f l ä n d e r
als ehrenamtliche Beisitzer9

für Recht erkannt;

Die Revision gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Baden—Württemberg vom 130 November 1957

wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Der Kläger war selbständiger Gewerbetreibender in Halle

a„doSaaleo Im Jahre 1952 wurde er von einem Gericht der

sowjetischen Besatzungszone (SBZO) wegen "Wirtschafts—

verbrechens" zu fünf Jahren und drei Monaten Zuchthaus

nebst Vermögenseinziehung verurteilt° Während der teil—

weisen Verbüßung der Freiheitsstrafe wurde er auf Grund

der Verordnung über die Beschäftigung von Strafgefangenen

vom 50 April 1952 (GBl° S0 275) von Ende April 1955 an in
einem volkseigenen Baubetrieb auf der Insel Rügen als

Führer eines motorisierten Kippfahrzeuges beschäftigt„

Mit anderen ebenfalls dort zur Arbeit eingesetzten Straf—

gefangenen war er in einem Gefangenenlager untergebracht,

von dem aus er mit ihnen gemeinsam unter Bewachung zur
Arbeit und zur Unterkunft zurück transportiert wurde° Am

14„ Mai 1955 verunglückte der Kläger bei seiner Arbeit°

Er geriet unter das Fahrzeug und zog sich dabei Knochen—

brüche an Schulter9 Arm und Bein zu„ Der Baubetrieb er—

stattete die allgemein vorgeschriebene Unfallanzeige bei

dem zuständigen Arbeitsschutzamt° Am 240 August 1955 wurde

der Kläger mit Bewährungsfrist aus der Strafhaft entlassen

und wegen der Unfallfolgen von der zuständigen Sozialver—

sicherungskasse betreut° Im September 1953 flüchtete er
in das Bundesgebiet° Durch eine Verfügung des Generalstaats—

anwalts beim Oberlandesgericht (OLG„) Stuttgart vom

31° März 1954 wurde die Vollstreckung der gegen ihn in

der SBZ. verhängten Strafe insoweit nach Art und Höhe als

unzulässig festgestellt, als er zu einer Freiheitsstrafe

und zum Vermögenseinzug verurteilt worden ware

Im Februar 1955 verlangte der Kläger auf Grund des Fremd—

renten— und Auslandsrentengesetzes vom 70 August 1955
(FredeG) für die Folgen seines Unfalls eine Rente von
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der beklagten Berufsgenossenschaft° Die mit dem Antrag

zunächst befaßte Ausführungsbehörde für Gefangenenunfall—

fürsorge‚ die Strafvollzugsabteilung des Justizministeriums

Baden—Württemberg, verneinte durch ablehnenden Bescheid vom

27° Juni 1955 ihre Zuständigkeit und wies den Kläger darauf

hin? daß bei Unfällen Strafgefangener das FredeG nicht an—

wendbar sei< Sodann lehnte die Beklagte den Entschädigungs—

anspruch durch Bescheid vom 29„ November 1955 mit der Be—

gründung ab, der Kläger habe die zum Unfall führende Tätig—

keit als eine unfreie Person ausg übt und sei deshalb kein

nach den Vorschriften der Reichsversicherungsordnung (EVO)

versicherter Arbeiter gewesen„

Auf die hiergegen rechtzeitig erhobene Klage hat das

Sozialgericht Stuttgart die Beklagte am 140 Mai 1956 dem

Grunde nach verurteilt, den Kläger für die Folgen seines

Arbeitsunfalls zu entschädigen und ihm vom 1„ Mai 1956

an eine vorläufige Leistung in Höhe von monatlich DM 500——

zu gewähreno Die Berufung der Beklagten gegen dieses Urteil

ist ohne Erfolg geblieben° Das Landessozialgericht (LSGQ)

Baden—Württemberg hat in seinem Urteil vom 15° Nov mber 1957

ausgeführt: Der Kläger gehöre zu dem nach 5 1 Fremd■G ge—
schützten P rsonenkreis, insbesondere sei er bei seiner

Tätigkeit in dem volkseigenen Baubetrieb nach den in der

SBZO geltenden Vorschriften gegen Unfall gesetzlich ver—

sichert geweseno Er sei nach 5 2 PredeG auch leistungs-

berechtigt° Denn zu der Arbeitsleistung, bei der er verun—
glückt ist, sei er, wie sich aus der Verordnung über die

Beschä tigung von Strafgefangenen vom 5° April 1952 ergebe,

nicht auf Grund eines öffentlich—rechtlichen Gewaltverhält—

nisses gezvungen werden und daher als Versicherter im Sinne

der RVG anzusehen° Nach den in der SBZ„ gegebenen tatsäch—

lichen Verhältnissen seien auch Strafsefangene, die auf

Grund der angeführten Verordnung zur Arbeit eingesetzt

werden, den unter normalen Arbeitsbedingungen beschäftigten
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Personen gleichgestellt° Da es hiernach an einem Zwangs—

arbeitsverhältnis fehle, sei auch das Gesetz betr° die

Unfallfürsorge für Gefangene vom 300 Juni 1900 auf den

Kläger nicht anwendbar. Überdies könne er nach den Gesetzen

der Bundesrepublik nicht als Strafgefangener behandelt

werden, weil seine Freiheitsentziehung auf Grund der sov—

jetzonalen Verurteilung nicht als zulässig anzusehen sei°

Gegen die Beklagte sei der Entschädigungsanspruch zu Recht

gerichtet worden, da sie nach 5 7 FredeG leistungspflich—

tig wäre, wenn sich der Unfall bei einer gleichartigen

Beschäftigung am Wohnort des Klägers im Zeitpunkt der

Antragstellung ereignet hätte° '

Das LSGO hat die Revision zugelasseno

Die Beklagte hat gegen das ihr am 290 Januar 1958 zugestelle

te Urteil am 19° Februar 1958 Revision eingelegt und diese

gleichzeitig begründet, Sie rügt unrichtige Anwendung der

551, 2 und 7 FredeG und führt aus: Die Frage, ob ein Ver—
sicherter außerhalb des Bundesgebietes einen nach der RVG

zu entschädigenden Unfall erlitten hat, sei ausschließlich

nach Bundesrecht zu beurteilen° Danach sei ein versiche—

rungspflichtiges Arbeitsverhältnis nur gegeben, wenn der

Beschäftigte im Besitze seiner persönlichen Freiheit ist„

Der Kläger sei zu der unfallbringenden Arbeit auf Grund

eines öffentlich-rechtlichen Gewaltverhältnisses gezv —
gen worden, es müsse trotz der besonderen tatsächlichen

Gegebenheiten in der SBZ° zwischen freien und unfreien

Arbeitern unterschieden werden; denn sonst käme es in

.Fällen der vorliegenden Art über die Anwendung des FredeG

zur unzulässigen Anerkennung sowjetzonalen Rechts in der

Bundesrepublik° Durch die Erklärung des Generalstaats—

anwalts beim OLG° Stuttgart, nach welcher Art und Höhe

der Strafe unzulässig gewesen seien, bleibe die Tatsache

unberührt, daß der Kläger als Strafgefangener und nicht

als freier Mensch gearbeitet habe° Wohl müsse er auch in

der Bundesrepublik für den Unfall entschädigt werden,
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aber nicht nach den Vorschriften der RVG9 sondern auf

Grund des Gefangenen-Unfallfürsorgegesetzes mit der sich

daraus ergebenden Zuständigkeitsregelung, die jedenfalls

nicht die Beklagte treffe°

Die Beklagte beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben

und die Klage abzuweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Er nimmt auf das angefochtene Urteil Bezug°

II

Die Revision ist durch Zulassung statthaft (@ 162 Abso1

Nr() 1 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—);sie ist auch
form— und fristgerecht eingelegt und begründet worden‚

also zulässige Sie hatte jedoch keinen Erfolg„

Der Kläger stützt seinen Anspruch auf Entschädigung für

die Folgen seines Unfalls vom 140 Mai 1953 zu Recht auf

das FredeG° Daß die Voraussetzungen des 5 1 dieses Gesetzes

erfüllt sind, ist nicht zwéifelhaft° Insbesondere erhebt

auch die Revision keine Einwendungen dagegen, daß der Klä—

ger bei der zum Unfall führenden Tätigkeit bei einem außer—

halb des Bundesgebietes befindlichen deutschen Versiche—

rungsträger, nämlich der "Sozialversicherung, Anstalt des

öffentlichen Rechts" in der SBZ.‚ versichert war (vgl„ Ver—

ordnung über die Sozialpflichtversicherung vom 28.1„1947

in Arbeit und Sozialfüreorge Nr° 5, 1947 S. 92, in Verb°

mit der Verordnung über die Sozialversicherung vom 26„4„1951

—GBl.>S„ 325—)° Die Beklagte meint jedoch, das angefoch—
tene Urteil habe verkannt, daß der Kläger als Strafge—

fangener und demzufolge nicht als ein in einem freien
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Arbeitsverhältnis zu dem volkseigenen Baubetrieb stehender

Versicherter beschäftigt werden sei9 als er verunglückte„

Sie wendet sich damit gegen die Auffassung des LSG„‚ der

Kläger hätte in Anbetracht der besonderen Gestaltung

seines Arbeitsverhältnisses entsprechend der Regelung der

Beschäftigung von Strafgefangenen in der SBZ. bei der zum /
Unfall führenden Tätigkeit auch nach den im Bundesgebiet

geltenden Vorschriften der RVO unter dem Schutz der gesetz-
lichen Unfallversicherung gestanden‚weil er bei seiner Be—
schäftigung den anderen Arbeitern im vollen Umfang gleich-

gestellt gewesen sei°

Der erkennende Senat hält die von der Revision beanstandete

Auffassung des LSG. für zutreffend. Dieses hat hierzu in

tatsächlicher Hinsicht festgestellt: Der Kläger sei zu der
Arbeitsleistung in dem Baubetrieb nicht auf Grund eines

öffentlich—rechtlichen Gewaltverhältnisses gezwungen worden.

Zwar sei er im Rahmen des Strafvollzugs zur Arbeit heran—

gezogen worden; dies habe jedoch nur mit seinem gesetzlich

gewährleisteten Einverständnis gesch hen können; Sein Ar—
beitseinsatz habe sich nach den Grundsätzen der allgemein

geltenden Kollektivverträge geregelt° So sei er wie jeder

andere Arbeiter nach Tarif entlohnt werden und habe Lohn—

steuér sowie Sozialversicherungsbeiträge nach den allgemei—

nen Bestimmungen entriehten müssen° Schließlich habe ihm

die Firma den Tariflohn unter genauer Bezifferung der

Arbeitsstunden und der Lohnabzüge durch Lohnstreifen nach—

gewissen° Aus diesen tatsächlichen Feststellungen9 die von

der Revision nicht angegriffen werden sind (@ 163 SGG), hat

das LSG° zutreffend gefolgert, der Kläger sei bei seiner

Tätigkeit in dem volkseigenen Baubetrieb den dort beschäf—

tigten freien Arbeitern gleichgestellt gewesen; es habe

sich also nicht um eine Arbeitsleistung unter Anwendung

von Zwang gehandelt, Dieser Schlußfolgerung steht nicht

entgegen9 daß der Kläger während der Dauer seines Beschäf—

tigungsverhältnisses Strafgefangener geblieben war° Denn

das nach der sowjetzonalen Verordnung über die Beschäftigung

_ 7 _
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von Strafg efancenen vom 5 April 1952 besonders gestel—

tete Arbeitsverhältnis brachte es mit sich, daß für ihn

in bezug auf seine Beschäftigung eine von seinem Gefange—

nendcsein getrennte Lebenssphö re bestand. Jedenfalls genoß

er in den Grenzen des zwischen ihm pers nlich und dem Unter—

nehmen bestehenden nrbe1«stechdltnlsses die Stellung eines

freien Arbeiters„ Er war dem Betrieb gegenüber zur Arbeits—

leistung verpflichtet, und der Betrieb hatte ihm dafür Lohn

zu zahlen sowie sonstige ter if110he Rechte eines normalen

Arbeitnehmers —inz rsumen„ Diese beiderseit en Verpf lieh—

tungen beruhten auf einem Besehäftigungsverhältnis‚ welches

durch den freien Austausch von Lohn und Arbeit9 dagegen

nicht durch eine Arbeitsleistung unter Zwangsenwendung

gekennzeichnet war (vgl„ Braeknann, Hendbueh der Sozial—

versicherung, Bd° II So 308 o)° Bei derartigen arbeits—

vertraglichen Beziehungen, die zwischen dem Kläger und dem

Baubetrieb in gleicher Weise wie bei Arbeitnehmern ITit un—
e1neesehseniter persönlicher Freiheit b standen, ist ent—

gegen der Meinung der Revision kein Grund dafür ersichtlieh‚

den Kläger in der Sozialversicherung nicht den freien Arbei-

tern gleiehzustellen, zumal da er von seiten des Betriebes

offensichtlich „ie ein normadl beschäftigter Arbeiter behan-

delt wurdeo Dafur spricht nieeht nur die Art der Lehr berech-

nung9 die ihm und nicht der Gefazgenenanetslt gegenüber vor—

genommen wurde‚ sondern auch die Tatsache, daß 61er Baubetrieb

die Unfallenze ige fdr den Kleger ohne Zwischenschaltung der

Vervaltung des Geiuigenenlisers unmittelbar an die zuständige

behördliche Stell e erstattete„ An der in dieser Weise ge—
l:ennzei ehneten Stellung des Klägers als der eines freien

Arbeiters ändert nichts, daß seine Beschsptigungeweise mit

den Belangen des Strafvollzugs, in den sich sein Arbeits—

einsatz einzufügen hatte, vereinbar sein mußte° So be—

schränkte sich seine persönliche Ireiheit natürlich auf

die durch die 1rb0 itstctigk it bedingtewBexegungsf1 eiheit;

der gesamte Arbeitslohn wurde ihm nicht in die Hand gegeoen,

sondern un ter Wahrung seiner Inter seen verwandt (Anrechnung
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auf Haftkosten, Verwendung für Familienunterhalt und Ver—

wahrung eines Bestes zur Auszahlung bei Haftsntlassung).

Durch die aus der Gefangenhaltung erklärlichen Maßnahmen

‘wurden aber der selbständige Bestand ur d Inhalt des

Arbeitsverhältnisses zwischen dem K äger und dem volks—

eigenen Baubet‘ieb nicht ausgeschlossen, jedenfalls nach

der Auffassung des erkennenden Senats nicht insoweit, als

es — wie hier — für die Beurteilung der sozialversicherung„-

rechtlichenb Mo ge rungen auf das Vorhandensein eines freien

Arbeitsverhältn1is esaMmmmo

Auf Grund der hiernach festgestellten Beschäftigungsweise

des Klägers, die aus der Eigenart der Strafvollzugsver—
hältnisse in der SBZ° zu erklären ist, hat das LSG° ohne

Rechtsirrtum angenommen, daß der Kläger bei seiner unfall-

bringenden Tätigkeit auch nach dem in der Bundesrepublik

geltenden Recht, nämlich der EVO, unter dem Schutze der

gesetzlichen Unfallversicherung gestanden hätte, wenn in

diesem Gebiet der Unfall ur ter den gleichen Unsstünden ein—

getreten wäre° Hierbei ist unerheblich, ob im Geltungs—

bereich des Grundgesetzes die Möglichkeit eines gleicharti—

gen Strafvollzugs besteht. Demzufolge bräuchte nicht geprüft

zu werden, ob das l%echt des Klägers auf Unfal lentschädigung
schon aus 5 1 FredeG her5 eleitet werden kann, weil er vom

Vorsich eruhgs schutz in der SBZ° bereits erfaßt war, oder

ob sich der “inwand der Beklagten, der Kläger wäre als

3 t r a f g e f a n g e n e r nicht nach den Vorschriften

des 50 Buches der BVG versichert gewesen, etwa aus 5 2

FredeG beurteilt, Bei dieser Rechtslage erübrigt sich auch

die Prüfung der Frage, ob und inwiewei1 t das gegen den Kläager
in der SBZ° ergangene Stra furteil nach der im Bundesgebiet

geltenden Rechtsauffassung anzuerkennen ist° Soweit die

Beklagte meint, mit der Annahme ei nes versieherungspflichti—

gen Beschäftigungsverhältnisses im vorliegenden Falle werde

in unzulässiger Weise sowjetzonales Recht berücksic tigt,
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verkennt sie‚ daß lediglich ein außerhalb des Bundes—

gebietes eingetretener tatsächlicher Unfallhergang

nach den im Bundesgebiet geltenden V rschriften der

Sozialversicherung (@ 2 FredeG) beurteilt wirdo

Da hiernach der Kläger als freier Arbeiter beschäftigt

war9 als er verunglückte, und der Unfall bei der Ver—

richtung von Bauarbeiten eingetreten ist9 hat er diesen

bei einer tg„eit erlitten, die nach 55 542, 537

Nr° 1 RVG versicl1ert wäre, wenn er sie im Geltungs—

bereich dieser Vorschriften ausgeübt hätteo Demzufolge

steht ihm der Anspruch auf Unfallen tschädigung nach

dem FredeG zu° Ein Anvendungsfall des Gesetzes betr„

die Unfallfürsorge für Gefangene vom 300 Juni 1900 ist

somit nicht gegeben„

Wegen der Entschädi gungsleistung ist nach 5 7 Abs° 1

Nro 1 FredeG auch zu Recht die Beklaagte in Anspruch

genommen wordeno Sie wäre, wie sie selbst nicht in

Zweifel zieht, als Versicherungsträger leistungspflich—

tig‚ wenn sich der Unfall des Klägers bei einer gleich—

artig en Beschäftigung an seinem Wohnort zur Zeit der

Antr gstellung im Februar 1955 ereignet hätte° Welche

Folgerungen sich für die Beurteilung des vorliegenden

Falles aus Art° 1 5 5 Abs„ 2 des mit Wirkung vom
10 Januar 1959 in Kraft getretenen Fremdrenten— und

Auslandsr031ten—Neuregel unge„€ esetzes —FANG—vom

25„ Febuar 1960 (BGBlt l 30 95) ergeben, brauchte
nicht entschieden zu werden. Nach dieser Vorschrift

hängt die Entschä adigung davon ab, daß der Kläger auch

auf Grund des in der Bundesrepublik geltenden Rechts

unter dem Sch tze der gesetzlic11en Unfallversicherung

stündeo Diese Voraussetzung ist9 wie vorstehend dar—

gelegt‚ hier gegeben„ '
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910-

Die Revision war somit als unbegründet zurückzuweisen°

Die K05tenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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